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Oxford Textbook of Patholo-
gy meint.
Die Frage hoher Krebsraten in 
Nordwales ist seit 1994 und 
angestoßen durch Dr. Chris 
Busby Gegenstand heftiger 
Kontroversen. Bereits 1996 
konnte Green Audit ein hohes 
Niveau für alle Krebsarten bei 
Erwachsenen und Kindern im 
Zeitraum 1974 bis 1989 
nachweisen. Die höchsten 
Werte wurden an der Küste 
der Irischen See gefunden, die 

mit radioaktivem Material aus 
Sellafield verunreinigt ist. 
Dabei stiegen die Häufigkei-
ten, insbesondere bei Kindern, 
gegenüber dem Ende dieses 
Zeitraumes an. 1996 wurde 
das staatliche walisische 
Krebsregister aufgelöst und 
1997 durch das Wales Cancer 
Intelligence and Surveillance 
Unit (WCISU) ersetzt. Dieses 
leugnet hartnäckig, daß es in 
Nordwales überhaupt ein er-
höhtes Krebsvorkommen gibt. 

Die Überprüfung der zugrun-
deliegenden Daten eines ent-
sprechenden Berichts des 
WCISU ergab jedoch, daß 18 
Prozent der Kinderkrebsfälle 
aus den Daten des staatlichen 
Krebsregisters entfernt wor-
den waren und die Original-
akten, die Green Audit zuvor 
noch hatte einsehen können, 
gelöscht worden waren. Dies 
lasse stark an der Zuverlässig-
keit der offiziellen Daten 
zweifeln und mache solche ei-

genständigen Untersuchungen 
notwendig, erklärt man bei 
Green Audit.

Chris Busby, Angharad Griffiths, 
Eifion Glyn, Mireille de Mess-
ieres , Saoirse Morgan: A Survey 
of Cancer in the Vicinity of 
Trawafynydd Nuclear Power Sta-
tion in North Wales; Report 
2006/3, Green Audit Aberyst-
wyth, June 2006; www.llrc.org.



Die russische Atomenergiebe-
hörde hat bei einer Werft in 
Severodwinsk das erste 
schwimmende Atomkraftwerk 
der Welt in Auftrag gegeben. 
Das meldete die Internetzei-
tung von RUFO Russland-
Aktuell am 15. Juni 2006. 
Derartige Mini-AKWs sollen 
abgelegene Polarstädte ver-
sorgen. Der vom russischen 
Atomagentur-Chef Sergej Ki-
rijenko mit der Werft „Sew-
masch“ unterzeichnete Ver-
trag sieht demnach den Bau 
des ersten auf einem Ponton 
stehenden Atomkraftwerkes 
bis zum Jahr 2010 vor. Der 
Reaktor basiere auf einem 70 
Megawatt leistenden Aggre-
gat, wie es bisher in Atomeis-
brechern zum Einsatz kam, 
heißt es.

Da Rußland das einzige Land 
der Welt ist, das eine atomar 
angetriebene zivile Eisbre-
cherflotte unterhält, möchte 
die russische Atomindustrie 
ihr Know-how nun auch auf 
anderem Gebiet nutzen, wird 
erklärt. Die schwimmenden 
Reaktoren seien dazu gedacht, 
kleine Städte an der Polar-
meerküste mit Elektroenergie 
und Heizwärme zu versorgen. 
Sicherheitsbedenken will Ki-
rijenko dabei nicht gelten las-

sen: „Ein schwimmendes 
Tschernobyl wird es nicht ge-
ben“, so der frühere russische 
Regierungs-Chef. Die Sicher-
heit werde „durch die langjäh-
rige Erfahrung mit derartigen 
Atomreaktoren an Bord der 
sowjetischen und russischen 
Eisbrecher gewährleistet“.
Wie die Zeitung „Iswestija“ 
am 15. Juni 2006 berichtete, 
wurden als erste Standorte für 
die AKW-Pontons sechs Kü-
stenstädte zwischen Archan-
gelsk und Kamtschatka fest-
gelegt. Insgesamt gebe es Be-
darf für 20 solcher atomarer 
Mini-Meiler. Die dortigen 
Kraftwerke auf Ölbasis seien 
zu einem guten Teil überaltert. 
Außerdem sei es in der 
Polarregion – trotz der dorti-
gen Öl- und Gasvorkommen –
wegen der extremen Wetter-
und Eisbedingungen nicht 
immer einfach, den Nach-
schub an Energieträgern zu 
gewährleisten.
Der Vorteil der Schwimm-
AKWs gegenüber anderen 
Kraftwerken liege darin, daß 
sie an einem Ort in Serie ge-
baut und dann komplett an 
den Einsatzort bugsiert wer-
den könnten, heißt es. Auch 
die Probleme mit der Errich-
tung von verläßlichen Funda-

menten auf Permafrostböden 
entfielen damit.
Einen weiteren großen 
Einsatzbereich sehen die 
Schöpfer der „AKW frei 
Haus“-Idee zudem in eher 
heißen Regionen des Globus: 
Um aus Meerwasser Trink-
wasser zu gewinnen, werden 
sehr große Energiemengen 
gebraucht und die Wasserver-
sorgung verspricht, sich in der 
Zukunft zu einer einträglichen 
Zukunftsbranche zu entwik-
keln. Dem Bericht zufolge 
verhandelt Rußland in dieser 
Richtung bereits mit den 
Philippinen und Indonesien. 
Eine derartige atomar befeu-
erte Wasserquelle könnte eine 
Million Menschen versorgen, 
heißt es.

Ein weiteres großes Plus se-
hen die Initiatoren im Fort-
fallen der Problematik im Zu-
sammenhang mit dem Export 
von Kerntechnologie und 
Brennmaterial an andere 
Staaten. Analog zu Schiffen 
könnten die 144 Meter langen 
und 30 Meter breiten 
schwimmenden AKWs –
gleichgültig vor welcher Kü-
ste sie auch vor Anker gehen –
russisches Eigentum bleiben. 
Verkaufen würden die Russen 
also weder die Atomkraft-
werke noch angereichertes 
Uran, sondern lediglich die 
Energie, die durch Leitungen 
an Land fließt, wird erklärt.

Die Betriebsdauer der 
Schwimm-Reaktoren wird mit 
40 Jahren angegeben, nach 
zwölf Jahren, wenn es zum er-
sten Mal zu einer General-

überholung heimgeholt wer-
den müßte, soll sich ein sol-
ches Kraftwerk bereits amorti-
siert haben. Die Kosten des 
ersten derartigen Atomkraft-
werks werden mit circa 260 
Millionen Euro angegeben. 
Als Pilotprojekt soll es nach 
seiner Fertigstellung aber 
nicht auf Reisen gehen, son-
dern die Werft Sewmasch, wo 
sonst Atom-U-Boote gebaut 
werden, mit Energie versor-
gen. 

Atomwirtschaft

Brasilien 
startet Uran-
anreicherung
Vor dem Hintergrund des 
Irankonflikts wurde in Brasi-
lien am 5. Mai 2006 die erste 
Anlage zur Urananreicherung 
eingeweiht. Das berichtete die 
deutsche Presseagentur dpa 
aus Rio de Janeiro. Der brasi-
lianische Wissenschafts- und 
Technologieminister Sergio 
Rezende erklärte, Brasilien 
werde mit der Anlage 24 Mil-
lionen Real (etwa 10 Millio-
nen Euro) im Jahr sparen. Das 
angereicherte Uran soll zur 
Herstellung von Brennstäben 
für die zwei brasilianischen 
Atomkraftwerke dienen. Die 
Brennelemente wurden bisher 
aus Europa geliefert. Das Pro-
gramm zur Urananreicherung 
solle nur zivilen und friedli-
chen Zwecken dienen, betonte 
der Minister.

Atomwirtschaft

Schwimmende 
Atomkraftwerke für die 
Meeresküsten

http://www.llrc.org
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Mit der Einweihung der Uran-
Fabrik der staatlichen Indus-
trias Nucleares do Brasil 
(INB) in der Stadt Resende 
trat das größte Land Latein-
amerikas dem «Eliteclub» von 
nun zehn Ländern bei, die die 
Technologie der Urananrei-
cherung „in industriellen Di-
mensionen“ beherrschen und 
anwenden. Brasilien und die 
Internationale Atomenergie-
Organisation (IAEO) hatten 
sich im Jahr 2004 auf Inspek-
tionen brasilianischer Anlagen 
zur Urananreicherung geei-
nigt. Das umstrittene brasilia-
nische Nuklearprogramm, das 
dem des Iran ähnelt, hatte in 
den vergangenen Jahren zu 
Spannungen mit der IAEO ge-
führt, weil deren Inspekteuren 
bei Kontrollbesuchen stets 
eine Besichtigung der Gas-
zentrifugen verwehrt worden 
war. Brasilien argumentierte, 
es handele sich um eine mo-
derne Technologie, die vor 
Industriespionage geschützt 
werden müsse. Das Land hat 
nach eigenen Angaben die 
drittgrößten Uran-Reserven 
der Welt.

Brasilien kündigte zur Erwei-
terung seines Nuklearpro-
gramms den Bau von vier 
weiteren Atomkraftwerken an. 
Zwei AKWs sollen 2010 und 
die anderen zwei 2016 in Be-
trieb gehen.

Inge Lindemann 

Energiewirtschaft

„50 Jahre 
Atomenergie 
sind genug“
Unter diesem Titel haben 
Antonia Wenisch und Nadia 
Prauhart vom Österreichi-
schen Ökologie-Institut in 
Wien im Auftrag des „Grünen 
Klubs“ im österreichischen 
Parlament eine energiepoliti-
sche Studie zum Status der 
Atomkraft im 21. Jahrhundert 
verfaßt und jetzt veröffent-
licht. Sie beleuchten darin den 
heute erreichten Stand der 

Entwicklung der Atomindu-
strie, analysieren deren wirt-
schaftliche Verknüpfungen 
und beantworten die Frage, 
wie die Atomenergie die Ent-
wicklung erneuerbarer Ener-
gien behindert hat und behin-
dern wird, sollte sie weiterhin 
gefördert werden. Die Ergeb-
nisse ihrer Betrachtungen fas-
sen Wenisch und Prauhart wie 
folgt zusammen:

Atomkraftwerke werden 
staatlich gefördert, wenn sie 
gebaut werden, dann setzt das 
umfangreiche staatliche Ga-
rantien und Subventionen vor-
aus. In der Studie wird die 
Praxis der Atomförderungs-
politik in verschiedenen euro-
päischen Ländern aufgezeigt, 
wie jener in Finnland, wo 
durch Abnahmegarantien öf-
fentlicher Energieanbieter der 
freie Wettbewerb hintergan-
gen wird oder in Bayern, wo 
die Atomindustrie billige Kre-
dite erhält.

Atomkraftwerke sind nicht 
energieeffizient, bei gleichem 
Einsatz von finanziellen Mit-
teln kann man im Vergleich 
zu Atomstrom zum Beispiel 
20 bis 70 Prozent mehr Strom 
durch Windenergie bzw. das 
10-fache an Strom durch 
Energiesparmaßnahmen errei-
chen.

Die Organisation Euratom ist 
veraltet. Aufgezeigt wird die 
EU-Atompolitik, wie sie im 
Euratom-Vertrag festgelegt ist 
und ungebrochen die politi-
sche Haltung der 50er und 
60er Jahre verkörpert. Alle 
Debatten um die Atomenergie, 
die Verquickung militärischer 
und ziviler Anwendungen, 
über Unfallrisiken oder Terro-
rismus scheinen spurlos an 
Euratom vorübergegangen.
Zu sieben energiepolitischen 
Reformschritten fordern We-
nisch und Prauhart auf: û Der 
Euratom-Vertrag soll auslau-
fen bzw. gründlich reformiert 
werden. û Für die Atomener-
gie soll der faire Wettbewerb 
gelten. û Es sollen keine wei-
teren Subventionen in die 
Atomindustrie fließen. û Auch 
Atomkraftwerks-Betreiber 

müssen sich der vollen Ko-
stenwahrheit, vom Bau bis zur 
Atommüllagerung stellen. û 
Die Haftungssummen der 
Atomkraftwerks-Betreiber 
sollten auf das Niveau erwart-
barer Schäden eines Super-
Gaus erhöht werden. û For-
mulierungen in EU-Doku-
menten wie „low carbon emis-
sion“, die Atomkraftwerke 
über die Hintertür des „Klima-
schutzes“ subventionierbar 
machen, müssen gestrichen 
werden. û Energieeffizienz 
soll gesteigert und erneuerbare 
Energien konsequent ausge-
baut werden.

Antonia Wenisch, Nadia Prau-
hart: 50 Jahre Atomenergie sind 
genug – Zum Status der Atom-
kraft im 21. Jahrhundert; Studie 
im Auftrag von „Die Grünen“, 
Österreichisches Ökologieinstitut 
Wien 2006. Studie zum Down-
load: http://www.ecology.at/proje 
kt/projekt.php?projektID=493 

Personen

Forschungs-
zentrum Jülich 
unter neuer 
Führung
Neuer Vorsitzender des For-
schungszentrums Jülich wird 
Prof. Dr. Achim Bachem. Er 
tritt im Oktober 2006 die 
Nachfolge von Prof. Dr. Joa-
chim Treusch als Vorstands-
vorsitzender des Helmholtz-
Zentrums an. Dies hat der 
Aufsichtsrat des Forschungs-
zentrums Jülich am 13. Juni 
2006 entschieden. 

Bachem ist seit 1996 Vor-
standsmitglied des Deutschen 
Zentrums für Luft- und Raum-
fahrt (DLR), ebenfalls ein 
Helmholtz-Zentrum, und dort 
verantwortlich für die Raum-
fahrt- und Verkehrsforschung 
sowie die Informations- und 
Kommunikationstechnologie. 
Der derzeitige Amtsinhaber 
Treusch ist seit 1990 Vorsit-
zender des Vorstandes und hat 
den Wandel des Forschungs-
zentrums Jülich von einer ur-

sprünglich allein auf Kernfor-
schung konzentrierten Ein-
richtung hin zum größten mul-
tidisziplinären Forschungs-
zentrum in Europas gestaltet, 
teilt die Kommunikations- und 
Medienabteilung in ihrer 
Selbstdarstellung mit. 

Personen

Sternglass in 
Berlin
1938 floh ein 14jähriger Junge 
mit seinen Eltern aus Berlin in 
die USA, der Großvater wurde 
von den USA abgewiesen 
weil er - schwerhörig war. Er 
starb wenig später in einem 
deutschen KZ. Die Eltern des 
jungen Ernest J. Sternglass 
waren Ärzte. Am Familien-
tisch erfuhr Sternglass schon 
als Kind, daß Röntgenstrahlen 
einerseits sehr hilfreich bei der 
Behandlung von Kranken 
sein, andererseits - zu großzü-
gig angewandt - zu erhebli-
chen Gesundheitsschäden füh-
ren können. Sternglass been-
dete in den USA die Schule 
und studierte Physik. Er ge-
hört zu den wenigen Men-
schen, die heute noch von ih-
rer Begegnung mit Albert 
Einstein berichten können. 
Das Treffen im Jahre 1947 
beeindruckte ihn tief - Ein-
stein hatte ihm klarmachen 
können, daß niemand beein-
flussen könne, was mit seinen 
Entdeckungen oder Erfindun-
gen später von anderen ange-
stellt wird. Es war ihm nach 
dem Kontakt mit Einstein 
klar, daß er sich lebenslang für 
die Abschaffung der Atom-
waffen einsetzen würde. 

Über viele Jahre arbeitete 
Sternglass bei der Firma We-
stinghouse, die auch die mei-
sten amerikanischen Kern-
kraftwerke konstruierte. Von 
1958 an befaßte er sich aus ei-
genem Interesse mit den 
Auswirkungen des Fallouts 
der Atomwaffentests auf die 
Gesundheit, ohne aber deshalb 
Ärger mit der Firma Westing-

http://www.ecology.at/pro

